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20/13 Sonstiges Privatrecht Allgemein 

Text 

§ 44. (1) Die Kosten des Enteignungsverfahrens und der gerichtlichen Feststellung der 
Entschädigung sind, soweit sie nicht durch ein ungerechtfertigtes Einschreiten einer Partei hervorgerufen 
werden, vom Eisenbahnunternehmen zu bestreiten. 

(2) Im gerichtlichen Verfahren zur Feststellung der Entschädigung hat der Enteignete auf der 
Grundlage des von ihm ersiegten Entschädigungsbetrages Anspruch auf Ersatz der zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen, durch das 
Gerichtsverfahren verursachten Kosten seiner rechtsfreundlichen Vertretung und sachverständigen 
Beratung. Als ersiegter Entschädigungsbetrag ist die Differenz zwischen dem gerichtlich zugesprochenen 
Entschädigungsbetrag und jenem Betrag anzusehen, den der Enteignungswerber zu leisten offenkundig 
bereit war. § 41 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2 und Abs. 3 ZPO ist anzuwenden. 
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